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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Überwiesen wurde vom Nationalrat mit 72 gegen 63 Stimmen eine Motion Baumberger
(cvp, ZH), welche explizit die Einführung der Marktmiete verlangt. Die SP, die GP und
ein Teil der CVP-Fraktion wehrten sich vergeblich gegen einen Systemwechsel, der ihrer
Meinung nach der Abschaffung des Mieterschutzes gleichkäme und drohten, wie auch
der Mieterverband, mit dem Referendum. Sie beriefen sich auf den Bericht der vom
Bundesrat eingesetzten Studienkommission Marktmiete von 1993, der - ohne eine
Empfehlung abzugeben - davon ausgeht, dass eine Einführung der Marktmiete zu
Preiserhöhungen, insbesondere auch im Altwohnungsbestand, führen würde.
Bundesrat Delamuraz machte sich für eine etappenweise Reform stark, die vor allem
die Vereinfachung des Mieterrechts zum Ziel haben müsse. Eine reine Marktmiete sei
hingegen wirtschaftlich und sozial nicht zu verkraften. Vergeblich sprach er sich für die
Umwandlung der Motion in ein Postulat aus. Die Befürworter der Marktmiete sprachen
sich zur „sozialen Abfederung“ des Systemwechsels für eine staatliche Subjekthilfe
aus. 1

MOTION
DATUM: 09.06.1994
EVA MÜLLER

Als Zweitrat überwies im März mit 22:14 Stimmen auch der Ständerat eine Motion
Baumberger (cvp, ZH), die den schrittweisen Übergang von der Kostenmiete zur
Marktmiete fordert. Er folgte damit dem Nationalrat, der dem Vorstoss bereits 1994
zugestimmt hatte. Konkret verlangte der Motionär eine Überarbeitung all jener
Vorschriften über die Mietzinse, die heute faktisch ein System der Kostenmiete
bewirken würden, sowie jener Vorschriften, die die privaten Investoren vom
Wohnungsbau abschrecken. Explizit hätte der Übergang zur Marktmiete auch im
Bereich der Altwohnungen zu erfolgen. Eine Ratsmehrheit ging mit der antragstellenden
Kommission einig, dass die 1990 eingeführte Regulierung des Mietrechts für
gravierende Mängel auf dem Mietwohnungsmarkt verantwortlich sei und betonte, dass
der Zeitpunkt für den Systemwechsel günstiger denn je sei. Vergeblich plädierten der
Bundesrat und eine linke Ratsminderheit für die unverbindlichere Form des Postulats.
Während die Linke vor höheren Mieten insbesondere auch für Altwohnungen warnte,
gab Bundesrat Delamuraz zu bedenken, dass der Bund mit dem Übergang zur
Marktmiete viel mehr Mittel für die soziale Abfederung aufwenden müsste als heute für
die Wohnbauförderung. Die Rechtskommission des Nationalrats erhielt den Auftrag,
abzuklären, ob für den Übergang zur Marktmiete eine Verfassungsänderung erforderlich
ist. 2

MOTION
DATUM: 20.03.1996
EVA MÜLLER

1) AB NR, 1994, S. 947; Presse vom 21.5., 7.6. und 10.6.94.
2) AB SR, 1996, S. 193 ff.; Presse vom 21.3.96; SHZ, 11.4. und 6.6.96.
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